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Die Krisen in Nordafrika
und Japan und die An-
strengungen zur Rettung

des Euro beherrschen aktuell die
Schlagzeilen. Dennoch bleibt
die Ausgestaltung der Gemein-
samen Agrarpolitik (GAP) nach
2013 ein wichtiger Schwerpunkt
der politischen Beratungen auf
Brüsseler Ebene. Dies bestätigte
der Münsterländer Europaabge-
ordnete Dr. Markus Pieper (CDU)
mit einem „Werkstattbericht“
vor dem Vorstand des West-
fälisch-Lippischen Landwirt-
schaftsverbandes (WLV) in der
vergangenen Woche. Pieper un-
terstützte die Forderungen des
Berufsstandes nach einer weiter-
hin starken europäischen Agrar-
politik, wies jedoch auf die sehr
unterschiedlichen Interessenlagen
der 27 Mitgliedstaaten hin. Insge-
samt seien auch im Parlament sehr
schwierige und langwierige Ver-
handlungen zu erwarten.

Kritik an Düsseldorf
Deutliche Kritik übte der Abgeord-
nete am Auftreten des Landes NRW
in Brüssel, das dort mit eigenen
Veranstaltungen die Positionen der
Bundesregierung untergrabe. Pie-

per, in der laufenden Legislaturpe-
riode stellvertretender Vorsitzen-
der des Regionalausschusses des
Europäischen Parlaments (EP),
sprach sich vehement dafür aus,
Europa in den Bereichen stark zu
machen, wo es notwendig sei, zum
Beispiel in der Außen- und Sicher-
heitspolitik, sich aber ansonsten in
Zurückhaltung zu üben. Themen,
wie der Schutz der Böden, könnten
wesentlich besser auf der Ebene
der Mitgliedstaaten geregelt wer-

den. Er werde sich
daher weiterhin ge-
gen Bestrebungen
wenden, diesen Be-
reich auf EU-Ebene
zu regeln. Wichtiger
sei es vielmehr, die
Instrumente der länd-
lichen Entwicklung
und Strukturförde-
rung besser zu koor-
dinieren.
Unter einem wei-
teren Tagesordnungs-
punkt beschlossen
die Kreisverbands-
vorsitzenden neue
Aktivitäten im Be-
reich der Öffentlich-
keitsarbeit. So wird
die berufsständische

Kampagne zur Fortführung der
EU-Direktzahlungen weiterge-
führt. In den nächsten Monaten
will der WLV unter dem Motto
„Unsere Leistung ist Ihr Geld
wert“ mit Großplakaten für die
Landwirtschaft werben. Ergänzt
werden diese, über den Deutschen
Bauernverband koordinierten, Ak-
tivitäten durch eine Initiative des
WLV, die sich gezielt den Themen
Tierschutz und landwirtschaft-
liche Nutztierhaltung widmen

Zukunft der GAP umstritten
Europaabgeordneter Dr. Markus Pieper zu Gast beim WLV-Vorstand /
Kreisvorsitzende diskutieren Öffentlichkeitsarbeit und Verbandsklagerecht

wird. Inhalte und Formate dieser
Initiative werden in den nächsten
Wochen durch WLV-Gremien erar-
beitet und abgestimmt.

Gegen Verbandsklage
Kritisch äußerten sich die Kreisver-
bandsvorsitzenden zu den Plänen
der Landesregierung, das soge-
nannte „Verbandsklagerecht“ und
weitere Mitwirkungsrechte für
Tierschutzvereine in NRW einzu-
führen. Nach dem vorliegenden
Gesetzentwurf will Landwirt-
schaftsminister Remmel künftig er-
lauben, dass anerkannte rechtsfä-
hige Vereine bei tierschutzrele-
vanten Fragen Einsprüche einlegen
können, selbst wenn sie gar keine
Verletzung eigener Rechte geltend
machen können. Zudem sollen
Vereine umfassende Mitwirkungs-
und Informationsrechte erhalten,
darunter das Recht auf Einsicht-
nahme in Gutachten von Sachver-
ständigen. Die Kreisverbandsvor-
sitzenden werteten die Initiative
der Landesregierung als gezielte
Attacke gegen landwirtschaftliche
Stallbauten und befürchten bei Ver-
abschiedung des Gesetzes heftige
Auseinandersetzungen insbeson-
dere um bau- und immissions-
rechtliche Genehmigungen. Sie äu-
ßerten zugleich Zweifel an der Ge-
setzesvorlage, denn es sei höchst
umstritten, ob ein Bundesland ver-
fassungsrechtlich die Kompetenz
habe, eigene Vorschriften zur ge-
richtlichen Überprüfbarkeit des
Tierschutzrechts einzuführen.

Hans-Heinrich Berghorn, WLV
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Superabgabe doch senken?
Agrarpolitiker von CDU, FDP und SPD befürworten eine Reduzierung der
Superabgabe / Podiumsdiskussion beim Berliner Milchforum

Nicht einmal innerhalb der
Regierungsparteien herrscht
Einigkeit. Während Land-

wirtschaftsministerin Ilse Aigner
wie auch die Europäische Kom-
mission in Brüssel eine Senkung
der Superabgabe im Vorfeld des
Milchquotenausstiegs weiter strikt
ablehnt, sprechen sich andere
deutsche Agrarpolitiker eindeutig
dafür aus. Bei einer Podiumsdis-
kussion zu Beginn des Berliner
Milchforums am Donnerstag der
vergangenen Woche erklärten so-
wohl Johannes Röring (CDU) als
auch Dr. Christel Happach-Kasan
(FDP), Überlieferungen der Milch-
quote künftig weniger streng zu
ahnden. Und selbst ihr Bundes-
tagskollege Dr. Wilhelm Priesmei-
er von der SPD signalisierte eher
Zustimmung als Ablehnung.
Die Gemeinsamkeiten zwischen
den agrarpolitischen Sprechern

der Bundestagsfraktionen hielten
sich dann aber doch in Grenzen.
Johannes Röring, der im Bundestag
den Kreis Borken vertritt, stellte er-
gänzend fest, dass die Milchbran-
che insgesamt unabhängiger von
der Politik werden müsse. Als wei-
tere Erleichterung für die Milch-
viehhalter forderte er auch eine eu-
ropaweite Saldierung von Überlie-
ferungen, um Marktchancen besser
nutzen zu können und die Wettbe-
werbskraft der Betriebe zu stärken.

Für Milchproduktion werben
Der Sozialdemokrat Priesmeier
merkte an, dass die Position der
Milcherzeuger in der Wertschöp-
fungskette gestärkt werden müsse.
Bestimmte Vertragsgestaltungen
wie zum Beispiel die Andienungs-
pflicht sämtlicher erzeugter Milch
an eine Molkerei sah er kritisch.

Zu hinterfragen seien außerdem
aus Tierschutzgründen bestimmte
Zuchtziele, die einseitig die Leis-
tung betonten.
Probleme beim Tierschutz sieht
Dr. Christel Happach-Kasan am
ehesten in Süddeutschland, wo
viele Kühe noch in Anbindestäl-
len stehen. Die liberale Politike-
rin sprach sich dafür aus, mit ei-
ner breit angelegten „Offensive“
für die deutsche Milchproduktion
zu werben, um deren Wert für die
Gesellschaft deutlicher zu ma-
chen.

Nicht für den Weltmarkt
Eine ganz andere Linie vertritt die
„Linke“. Deren Agrarsprecher Ale-
xander Süßmair betonte, die hie-
sige Milchproduktion solle sich
besser auf die Eigenversorgung aus-
richten und nicht vorrangig für den

Weltmarkt produzieren. Export
werde zurzeit wie eine Religion ge-
predigt und gepriesen. Ziel müsse
sein, auch mithilfe regionaler Ver-
marktung Marktpreise zu erzielen,
die für die Bauern auskömmlich
seien und für die Verbraucher trotz-
dem bezahlbar. Für eine nachhal-
tige Produktion brauchten die
Landwirte 40 Cent/kg Milch. Im
Gegenzug müsse die Politik dafür
sorgen, dass die Menschen im Lan-
de genug Geld in der Tasche hätten,
um sich die hier erzeugten Lebens-
mittel auch leisten zu können. Ins-
gesamt dürfe man bei der Produkti-
on von Lebensmitteln nicht alles
dem Markt überlassen.
Friedrich Ostendorff von den
„Grünen“ pflichtete Süßmair zu-
mindest in einem bei: Der hei-
mische Markt müsse der Maßstab
sein, an dem sich die Milcherzeu-
gung orientieren solle.
Heftig kritisierte Ostendorff die
Vorschläge der EU-Kommission
zur Stärkung der bäuerlichen
Marktposition. Dabei sollen so
strenge Obergrenzen eingezogen
werden, dass eine effektive Bün-
delung des Angebotes nicht zu-
standekommen könne. ri


